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Beklagter und Revisionsbeklagter°

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 220 Oktober 1970 durch

Senatspräsident Dr° N e u
hie

u s

' — Vorsitzender —9
Bundesrichter Dr° M a i s c h ?
Bundesrichter Dr° R e n n e r

Bundessozialrichter Dro J a n i und

1 e w 8 k iBundessozialrichter 8 z a b

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Lan“

dessozialgerichts Berlin vom 27„ Februar 1969 wird

zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin beantragte im Juli 1964 als Witwe ihres

seit März 1945 vermißten und 1950 für tot erklärten Ehe—

mannesa des Heinz—Egon WQ333333____(‘:L)9 Schadensuusgleicn

nach 5 40 a des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)C wo hatte

den Beruf eines kaufmännischen Angestellten erlernt und

war vor seiner Einberufung zum Wehrdienst Leiter der

Reichsarbeitsgemeinschaft Schadenverhütung (RAB) in

Berlino Das Versorgungsamt-(VersorgA) lehnte den Antrag

der Klägerin mit Bescheid vom 50 Mai 1966 ab„ weil bei

Einstufung des wo als kaufmännischen Angestellten in

die Leistungsgruppe II des Wirtschaftszweiges Einzeln

handel der in 5 40 a BVG geforderte Einkommensunter«

schied nicht erreicht werdeo Der Widerspruch blieb er=--=

folglos° Das Sozialgericht (SG) hat die Klage? mit der
die Klägerin die Berechnung des Schadensausgleichs unter

Zugrundelegung der Besoldungsgruppe A 16 des Bundesbe—

soldungsgesetzes (BBesG) begehrt hat3 mit Urteil vom
7° November 1967 abgewieseno Das Landessozialgericht

(LSG) hat die Berufung der Klägerin mit Urteil vom
27„ Februar 1969 zurückgewieseno Es hat u„a° ausge—

führt? N° habe nach dem Besuch der Volksschule — der
Schulbesuch im einzelnen sei nicht belegt _ in der Zeit

von 1927 bis 1950 bei der Firma Carl Richard Schrittg

Berlin 509 die kaufmännische Lehre absolviert und die
Berufsausbildung 1950 mit unbekanntem? aber als positiv

anzunehmendem Ergebnis abgeschlossen„ In der Folgezeit

habe WO _ nach den glaubhaften Angaben der Klägerin —

von 1950 bis 1954 weiterhin bei der Firma Sch I■l;‘m
Wirtschaftszweig Einzelhandel als Verkäufer und von
1954 bis 1955 ebendort als Filialleiter gearbeitet°

1955 bis 1956 sei er als Verwaltungsassistent bei der
Baugesellschaftheimat tätig gewesen9 bis er im Jahre
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1956 als Referent in die RAS übernommen und sodann deren
Leiter geworden sei° Unter diesen Umständen sei es nicht

rechtsfehlerhaftg wenn der Beklagte den Schadensausgleich
für die Klägerin nach 5 40 a Abs° 2 Satz 29 2° Alternative?
BVG beurteilt9 der BerechnUng des Schadensausgleichs nicht

die Bestimmung des 5 6‚ Sondern die des 5 5 Abs° l Buchsto d

der Verordnung zur Durcnführung des 5 50 Abs° 5 und 4 BVG
(DVG) zugrunde gelegt und Wo als männlichen kaufmännischen

Angestellten des Wirtschaftszweiges Einzelhandel —Leim
stungsgruppe II — eingesturt habe° Die Beurteilung des Le—

bensweges9 den Wo ohne die Schädigung nach seinen Lebens—
verhältnisseng seinen beruflichen Kenntnissen und Fähig—

keiten wahrscheinlich genommenhätte9 könne nicht isoliert
und für sich genommen erfolgen? es müsse vielmehr die durch
den Zusammenbruch des Deutschen Reiches gekennzeichnete po—
litische und Wirtschaftliche Entwicklung in der Nachkriegs—
zeit mitbcrücksichtigt werdeno Insoweit habe der Beklagte

zutreffend darauf hingewiesen? daß WObei gesunder Rückkehr
aus dem Kriege den damaligen Gegebenheiten entsprechend
wieder an seinen Beruf als kaufmännischer Angestellter hätte
anknüpfen müssen‚ weil eine seiner letzten Tätigkeit ent-

sprechende Verwendung in der Nachkriegszeit schon auf Grund

seiner hohen Parteistellung ausgeschieden wäre° Hätte sich
Wo aber unter den gegebenen voraussetzungen

aus dem Berufs—
bild eines kaufmännischen Angestellten heraus beruflich
weiter entwickeln müsseng könne zu seinen Gunsten angenommen
werden? daß er eine der in der Leistungsgruppe II der Ange—
stellten bezeichneten gehobenen Positionen erreicht hätte°
Dafür? daß er über diese Leistungsgruppe hinaus so weit
beruflich aufgestiegen wäre? daß sein Lebensweg nach 5 5

Abs„ 5 DVOzu beurteilen Wäre? fehle jeder Anhaltspunkte
Zu Unrecht berufe sich die Klägerin auf 5 40 a Abs„ 2 Satz 29
1° Alternative9 BVGO Der WOrtlaut dieser Bestimmung9 nach der
der Witwenschadensausgleich nach dem Durchschnittseinkommen
der Berufs— oder Wirtschaftsgruppe„ der der Verstorbene vor
der Schädigung gpgehért_hgb39 zu berechnen sei? führe nicht

zu einer höheren Einstufungo Die Klägerin müSse sich entgegen—
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halten lassen‚ daß wo die vor seiner Einberufung bei der
RAS erreichte Position keineswegs allein auf Grund sei—

ner beruflichen Fähigkeiten und Kenntnisse innegehabt

habe, sondern daß das Erreichen der Leitungsfunktion

bei der RAS im wesentlichen‚ wenn nicht überhaupt? in

ausschlaggebender Weise von seiner Parteizugehörigkeit

bestimmt worden sei° Maßgéblicher Beleg für diese An»

sicht sei zunächst die zu den Versorgungsakten gelangte

Auskunft des Berlin Document Center° Aus dieser Mit—

teilung‚ an deren inhaltlicher Richtigkeit umsoweniger

zu zweifeln sei? als die Klägerin hiergegen keinerlei

Einwendungen erhoben habe‚ gehe hervor° daß w„ bei der.

Partei beruflich als ”Kaufmann” geführt werden sei? der
NSDAP bereits am 1. Mai 1950 beigetreten sei und demzu—

folge eine verhältnismäßig niedrige Partei—Mitglieds—

nummer erhalten habeo Er sei für seine nebenberufliche

Tätigkeit als Schriftwalter des "Schadenverhütungsw

Bildkalenders" im Wilhelm Limpert Verlag am llo Juli l942

von dem Erfordernis der Mitgliedschaft zur Reichs—

schrifttumskammer7 Gruppe Schriftwalter und Lektoren9

befreit worden, was fraglos auch Rückschlüsse auf seine

weltanschauliche Zuverlässigkeit im Sinne des YS—Regimes

zulasse° Unter diesen Umständen könne die im Jahre l942

durch Hitler erfolgte Ernennung zum Reichshauptstellen»

leiter und Abschnittsleiter der NSDAP nur auf seine enge
Bindung zum Nationalsozialismus zurückgeführt werdeno

Die Richtigkeit dieser Auffassung finde auch in der

Angabe der gehörten und als glaubwürdig anzusehenden

Zeugin N:3332■tlleine Stütze? nach der wo zwar der
Leiter der RAS gewesen sei? die eigentlichen zu bewäl—

tigenden Fachfragen jedoch von seinem Stellvertreter?

dem akademisch vorgebildeten Dipl„—Volkswirt Hermann

Kurz; erledigt worden seien? der insbesondere auch über

hervorragende organisatorische Fähigkeiten verfügt haben

...5_
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Hieraus werde deutlich‚ daß WO durchaus weniger aus be—

ruflichen als aus politischen Gründen mit der Leitung der

AS betraut werden sei„ Dabei könne dahinstehen„ ob der
weitere Inhalt der Meldung des_Berlin Document Center in

vollem Umfang zutreffe‚ wonach es sich bei der RAS um eine
Außendienststelle des Reichsministeriums für Volksaufklä—

rung und Propaganda gehandelt habe‚ und ob in der Tat für

die Durchführung ihrer Aufgaben in den Gauen die Reichs—

propagandaämter dieses Ministeriums verantwortlich gewesen
;meine„ die RAS zu-seien oder ob‚ wie die Zeugih N51

nächst mit allgemeinen propagandistischen Aktionen mehr "in"

(soll wohl heißen: nicht) politischer Art betraut gewesen
soi° Denn selbst wenn dies der Fall gewesen sein sollte„

sei die RAS jedenfalls später — zu einem der Zeugin aller-

dings nicht bekannten Zeitpunkt — doch dem Reichspropagande—

Ministerium unterstellt werden3 so daß die Meldung des Berlin
document Center und die Aussage der Zeugin nicht in Wider—

spruch zueinander stündeno Danach liege es nahe anzunehmenQ

daß die Verhältnisse jedenfalls im Jahre l942„ als wo mit

_der leitung der RAS betraut werden sei‚ in der vom Berlin

Document Center angegebenen Weise bestanden hätteno Bei der

Beurteilung des Schadensausgleiehs für \Jitwen9 der allein

nuf den beruflichen Erfolg abstelle, könnten nicht auch Er—

folge berücksichtigt werden? die‚ wie bei N., ausschließ—

lich auf einer engen Bindung zum NS—Regime beruht hätten°

Es dürfe insoweit nicht verkannt werden, daß wo sich mit
der Übernahme seines.Amtes bei der RAS von seinem ursprüng—

lich nusgeübten Beruf eines kaufmännischen Angestellten Oder

Kaufmanns im Einzelhandel gelöst und sich der Parteilaufbahn
anvertraut habe} in der er alsbald zu einem Aufstieg gelangt

sei? der ihm seinem ursprünglichen Berufsbild nach ohne Hilfe

der NSDAP mit Sicherheit nicht beschieden gewesen wäreo Der

somit über den ”Kaufmann" hinausführende Berufserfolg sei

ausschließlich durch die Zugehörigkeit zur NSDAP geprägt

gewesen° Habe aber hiernach die durch die _ berufsfremde —.
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Parteizugehörigkeit maßgeblich geförderte Karriere des wo-

außer Betracht zu bleiben‚ so stehe der Klägerin unter

Berücksichtigung ihres eigenen Einkommens ein Schadens—
'ausgleich nicht zu()

Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin sinnge«

mäß Verfahrensmängel sowie eine Verletzung des 5 40 a
BVG und des 5 6 Abs° l DVDo Sie hat ausgeführt3 das LSG

sei in seinen Entscheidungsgründen von Sachverhalten

ausgegangen? die den Beweisergebnissen nicht entsprächeno

Zur Auskunft des Berlin Document Center vom 240 Noveme

ber 1965 führe das LSG aus: "Aus dieser Mitteilung? an
deren inhaltlicher Richtigkeit umso weniger zu zweifeln

ist? als die Klägerin hiergegen keine Einwendungen er»

hoben hat gco”o Die Klägerin habe jedoch? abgesehenp

davon? daß es nicht um eine inhaltliche Richtigkeit“,

dieser Auskunft gehe? gegen die Auslegung dieses Inhalts

durch die Verwaltungsbehörde und durch das SG in den

Schriftsätzen vom l8o Dezember l967 und 20 April 1968

schlüssig vorgetragene Einwendungen erhoben(] Das LSG

führe ferner auf Seite ll des Urteils zur Stützung sei—

ner Auffassung, daß das Erreichen der Leitungsfunktion
bei der RAS im wesentlichen — wenn nicht überhaupt —
in ausschlaggebender Weise von der Parteizugehörigkeit

des wo bestimmt worden sei3 aus? daß die Richtigkeit

dieser Annahme durch die Zeugin M;jj■jjg;g die ohne

weiteres als glaubwürdig anzusehen sei? bestätigt werdeo

Diese Glaubwürdigkeit werde nicht angezweifelti die

Feststellung des LSG„ daß die Zeugin ausgesagt habe?

daß zwar Wo der Leiter der RAS9 die eigentlichen zu be—
wältigenden Fachfragen jedoch von seinem Stellvertreter‚

dem akademisch vorgebildeten Diplo—Volkswirt Hermann

Kf;33-erledigt worden seien? der insbesondere auch über
hervorragende organisatorische Fähigkeiten verfügt habe9

müsse jedoch als unzutreffend zurückgewiesen werdeno Aus
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der Anlage Zur Sitzungsniederschrift vom 27° Februar 1969 gehe

zunächst nicht hervor9 ob die Zeugin vereidigt werden sei° Ihre

Aussage sei aber eindeutig? denn sie laute zu diesem Fragen—

komplex: "acc In dieser Eigenschaft war ich Herrn MKII:1h3 dia
‘

\

rekt unterstellt° Stellvertreter des Herrn Utüixntiiwar ein

gewisser Hermann wai_'_jjjj;;3der meines Wissens Diplom—Volkswirt war

und etwas später nach meinem Eintritt — es kann im Jahre 1958

gewesen sein - eingestellt wurde°"

In sachlicher Hinsicht habe die Klägerin durch die Vorlage

von Gehaltsbescheinigungen nachgewiesen? daß wo vor dem Ein—

tritt der Schädigung‚ (ich° vor seinem Tode5 eine Stellung

erreicht gehabt habe? die den Regelvorschriften der 55 5 undv

@ DVD nicht gerecht werden„ Aus dem nach 5 6 Abso 1 BVG vor—

zunehmenden Vergleich ergebe sich somit? daß als Einkommen

des wo nach 5 40 a Abs° 2 Satz 2 BVG das Endgehalt der Be—

soldungsgruppe A 16 BBesG in Ansatz zu bringen sei„ Nach

5 40 Abs° 2 Satz 2 BVG bestimme sich die Ermittlung des
Vergleichseinkonmens allein nach den vor der Schädigung

tatsächlich bestehenden beruflichen Verhältnissen des Ver—

storbenen9 wobei die Einkommensermittlung auf zwei Möglich«

keitcn beschränkt seio Habe die Schädigung unmittelbar zum

Tode geführt9 also kein schädigungsbedingter beruflicher

Abstieg vorgelegen7 sei für die Feststellung des Vergleichs—

einkommens die letzte tatsächliche berufliche Stellung des

Verstorbenen vor dem Tode maßgebend; habe die Schädigung

noch vor dem Tode zu einer anderen beruflichen Stellung

geführt9 als sie der Verstorbene ohne die Schädigung nach

seinen Lebensverhältnissen9 beruflichen Kenntnissen und
Fähigkeiten andernfalls wahrscheinlich vor seinem Tode

innegehabt hätte9 sei die letztere für das Vergleichs-

einkommen ausschlaggebendo Demgemäß gelte als maßgeb—

liches Vergleichseinkommen das heutige Durchschnittsein—

kommen dieser Berufsgruppe9 und zwar ohne Rücksicht auf
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etwaige — selbst berechtigte — Zweifel an der weiteren

Zugehörigkeit des Verstorbenen zu der bereits erreichten

Berufsgruppe° Eine andere Auslegung oder gar einschrän—

_kende Abweichungen lasse der Wortlaut des S 40 Abso 2

Satz 2 BVG nicht zu„ Insbesondere sei der Rückgriff auf

Rechtsgrundsätze aus anderen gesetzlichen Vorschriften,

“zum Zwecke der Beeinträchtigung versorgungsrechtlicher

Ansprüche, die der Wortlaut des BVG begründe3 unzulässig„

da hierdurch jeglicher willkürlichen Auslegung geltender

Rechtsnormen Tür und Tor geöffnet würde‚ zumal der Ge“

Setzgeber selbst einen dahingehenden Willen nicht zu

erkennen gegeben habe, wie dies in Gestalt entsprechender

Ausnahmevorschriften oder durch Verweisungsbestimmungen

hätte geschehen können°

Die Klägerin beantragt?
das angefochtene Urteil aufzuheben und der

Klage statt2ugebeno

Der Beklagte beantragt?

die Revision zurückzuweisenol

Dem angefochtenen Urteil sei zuzustimmens Es müsse davon

ausgegangen werden‚ daß wo im Erlebensfalle nach dem Zu■

sammenbruch im Jahre l9@5 die bis dahin innegehabte

Stellung hätte aufgeben müssen und er so vor einem neuen
Anfang in seiner beruflichen Entwicklung gestanden hätteo

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der

Verwaltungs— und Gerichtsakten sowie der im Revisions—

verfahren eingereichten Schriftsätze der Beteiligten

Bezug genommen°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden und deshalb

zulässig (55 162 Abs° l Nr() 19 1643 166 des Sozialge«
richtsgesetzes — SGG —)° Sachlich konnte sie keinen Erfolg

_ 9 _
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Die Verfahrensrügen der Revision greifen nicht durcho Das

LSG hat festgestellt? daß die Klägerin gegen die “inhalt—

liche Richtigkeit" der Auskunft des Berlin Document Center

keinerlei Einwendungen erhoben habe° Wenn die Revision dazu

vorträgt‚ die Klägerin habe "gggen_dig_ßuglgggpg" dieses

Inhalts in den Schriftsätzen vom 180 Dezember 1967 und

2° April 1968 schlüssig vorgetragene Einwendungen erhoben9

so ist damit die genannte Feststellung des LSG nicht in ver“

fahrensrechtlich beachtlicher Weise angegriffen„ ‘ES ist ins—

besondere nicht dargelegt? inwiefern die vom LSG getroffene

Auslegung im Gegensatz zum Inhalt der Auskunft stehen soll?

wie auch nicht angegeben ist7 was die Klägerin 1967 und l968

gegen eine solche Auslegung vorgebracht haben und inwiefern

sich hieraus ergeben soll? daß das LSG insoweit die Grenzen

seines Rechts freier richterlicher Beweiswürdigung etwa über—

schritten hätte°

Soweit die Revision der Feststellung des LSG3 die eigent—
lichen zu bewältigenden Fachfragen seien nicht von WC als

dem Leiter der RAS‚ sondern von seinem Stellvertreter([] dem

akademisch vorgebildeten Dipla—Volkswirt er■g erledigt
worden‚ der insbesondere auch über hervorragende organisa-

torische Fähigkeiten verfügt habe> den Wortlaut der proto»
kollierten Aussage der Zeugin Nix:xxxxrirxgzg€htgegenhält9 kann

ebenfalls kein wesentlicher Verfahrensmangel festgestellt

werden9 auf dem das angefochtene Urteil beruhto Diese ■üge

ist zunächst — was einen etwaigen Verstoß gegen 5 128 SGG

anbetrifft — nicht hinreichend substantiierto Denn der
_

jetzige Prozeßbevollmächtigte der Klägerin? Gün$:4.der auch

bei der Vernehmung der Zeugin im Termin vom 270 Februar 1969

zugegen war9 hat nicht vorgetragen, daß sich auch aus den '

93933 protokollierten Angaben der Zeugin nichts ergeben habe?

was die von der Revision beanstandete Feststellung des LSG

hätte rechtfertigen könneno Er hat auch nicht dargelegt, wel—

cher Teil der Aussagen der Zeugin im Gegensatz zu der Fest—
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stellung des LSG über die Fähigkeiten des W° stündeo Tat—

sächlich enthält die Niederschrift über die Aussage der
Zeugin zur Frage der Eignung des Wo überhaupt keine Ein—

zelheiten° Das ist offenbar damit Zu erklären? daß das >

der Zeugin gestellte Beweisthema: “Art der Tätigkeit des
Ehemanns der Klägerin" zu entsprechenden Fragestellungen

keinen Anlaß bot9 weil sie — als ehemalige Untergebene

des-Wo — zur Beurteilung der Eignung des w„ nicht als
hinreichend eachkundig erschieno Das schließt aber nicht

aus‚ daß das Gericht aus einem Teil der Angaben der Zeum

gin und aus der Art? wie sie die Fragen beantwortete$

sowie aus dem Eindruck? den die Zeugin auf das Gericht

machte‚ gewisse Rückschlüsse auf die Eignung des wo

ziehen konnteo Insoweit ist der protokollierte Teil der

Zeugenaussage—voh Bedeutung? der ergibt? daß der Stell«=

Vertreter des N° ein gewisser Hermann K1311warÜ der nach

dem Wissen der Zeugin Dipl„—Volkswirt war und etwas spä=

ter nach ihrem Eintritt — "es kann im Jahre l958 ge—

wesen sein“ » eingestellt werden ist° Wenn das LSG diesem

protokollierten Teil” einige die Eignung des wo betreffen»

de Norte hinzufügte‚ nämlich? daß "die eigentlichen zu
bewältigenden Fachfragen" vom Stellvertreter9 der “über

hervorragende organisatorische Fähigkeiten verfügte"?

erledigt werden seien‚ so ließe sich allenfalls dann

eine Überschreitung des Rechts freier richterlicher

Beweiswürdigung feststellen? wenn diese Ausführungen

des LSG zu dem protokollierten Teil der Aussage der

Zeugin in einem offenen Widerspruch stünden„ Das ist
aber nicht der Falle Im Gegenteil spricht der Umstand?

daß dem part9ip01itisch eingesetzten Leiter der Reichs—

arbeitsgemeimschaft9 der als Volk35chüler — ausbildungs—

mäßig — nur eine kaufmännische Lehre absolviert hatte?

nach der protokollierten Aussage der Zeugin "0000 ein
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gewisser Hermann Ku::Q der oga
Diplom—Volkswirt war"‚ als

dessen Stellvertreter beigegeben wurde9 dafür? daß WO er—
sichtlich keine derartig umfassenden Fachkenntnisse besaß‚

wie sie für eine solch hohe Position erforderlich wareno

Bei dieser Sachlage ließe sich allenfalls feststellen$ daß

nicht alles? was die Zeugin an wesentlichen Umständen aus-
gesagt hat‚ protokolliert werden seio Wenn darin unter Um—

ständen auch ein Verfahrensmangel erblickt werden könnte9

so wäre er doch nicht wesentlich„ Denn das LSG konnte be-

reits auf Grund des von der Zeugin protokollarisch bekun—

deten Umstandes‚ daß dem Kläger als Stellvertreter ein Aka-

demiker zur Seite gestellt werden ist3 unter Würdigung des

beruflichen Werdeganges und der parteipolitischen Stellung

des WO zu seiner Feststellung gelangen, daß dieser durchaus

weniger aus beruflichen als aus politischen Gründen mit der

Leitung der RAS betraut worden war° Der von der Revision

beanstandeteng sich nicht aus dem Protokoll über die Ver—
nehmung der Zeugin ergebenden Ausführungen des LSG be—

durfte es daher für die Entscheidung nicht„ Dies gilt vor
allem auch für die Bemerkung des LSG? der Diplo—Volkswirt

Kr xahabe über hervorragende organisatorische Fähigkeiten
verfügto Denn hierauf kam es im vorliegenden Falle über»

haupt nicht ano Im übrigen hat das LSG — von der Revision

unangegriffen — festgestellt? daß wo bei der Partei berufm

lich als "Kaufmann” geführt worden? der NSDAP bereits am'
10 Mai 1950 beigetreten sei und demzufolge eine verhält«

nismäßig niedrige Partei—Mitgliedsnummer erhalten habe;

ferner daß er für seine nebenberufliche Tätigkeit als

Schriftwalter von dem Erfordernis der Mitgliedschaft zur
Reichsschrifttumskammer3 Gruppe Schriftwalter und LektorenÜ

befreit werden sei‚ was fraglos auch Rückschlüsse auf seine

Weltanschauliche Zuverlässigkeit im Sinne des NS—Regimes

zulasse; schließlich:> daß die im Jahre 1942 durch Hitler
erfolgte Ernennung zum Reichshauptstellenleiter und Ab—

schnittsleiter der NSDAP nur auf seine enge Bindung zum..

_ 12 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_12_

Nationalsozialismus zurückgeführt werden können Wenn

das LSG unter diesen Umständen zu dem-Ergebnis kam5
daß wo bei gesunder Rückkehr aus dem Kriege angesichts

der durch den Zusammenbruch des Deutschen Reiches ge—

kennzeichneten politischen und wirtschaftlichen Ente

wicklung in der Nachkriegszeit wieder an seinen Beruf

als kaufmännischer Angestellter hätte anknüpfen müssen?

weil eine seiner letzten Tätigkeit entsprechende Ver“

wendung in der Nachkriegszeit schon auf Grund seiner

hohen Parteistellung ausgeschieden sei? so ist dies

verfahrensrechtlich nicht zu beanstanden° Die weitere

Feststellung des LSG, daß zugunsten des Na? wenn er
sich unter den gegebenen Voraussetzungen aus

dem Be«

rufsbild eines kaufmännischen Angestellten heraus be—

ruflich hätte weiter entwickeln müssen5 angenommen wer—
den könne$ daß er eine der in der Leistungsgruppe II

der Angestellten bezeichneten gehobenen Positionen.4

erreicht hätte„ ist ebenfalls von der Revision nicht

angegriffen und daher für das Bundessozialgericht (BSG)

insoweit bindend (% l65 SGG)° Bei dem Vorbringen der '

Revision„ aus der Sitzungsniederschrift gehe nicht \

hervor‚ ob die Zeugin vereidigt worden sei„ ist nicht

ersichtlich„ ob damit ein Verfahrensmangel gerügt werm
den sollteo Aus der Sitzungsniederschrift9 die ledig—
lich den Vermerk "vcuogo" und nicht die Feststellung

enthält? daß die Zeugin vereidigt werden ist? ergibt

sich aber mit hinreichender Deutlichkeit9 daß das

Gericht von einer Vereidigung der Zeugin? die in sei—

nem richterlichen Ermessen stand (vglo % l18 Abs° 2

SGG)? abgesehen hat9 weshalb auch insoweit ein Ver—
fahrensmangel nicht ersichtlich isto

Die Entscheidung des LSG ist auch in sachlich-recht-

licher Hinsicht nicht zu beanstandeno Das LSG hat die
hier streitige Fragea ob 5 6 Abs° l der DVD in den
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Fassungen vom 50° Juli 1964 und 280 Februar 1968 auf einen

Fall der vorliegenden Art anzuwenden ist und demgemäß der

Berechnung des Schadensausgleichs die Besoldungsgruppe A 16

zugrunde gelegt werden kann‚ zutreffend verneint° Insbeson—

dere ist seine Feststellung9 daß beim Schadensausgleich der

Witwe nicht auch Erfolge berücksichtigt werden können? die?

wie bei Wo? ausschließlich auf einer engen Bindung zum NS«

Regime beruhen‚ nicht zu beanstanden°

Es besteht kein Streit darüber? daß die Klägerin unter Zu—
]grundelegung des Durchschnittseinkommens eines männlichen

kaufmännischen Angestellten der Leistungsgruppe 11 des Wirt—

schaftszweiges Einzelhandel nach 5 5 Abso 1 Buchst„ d DVG

keinen Anspruch auf Schadensausgleich hat° Es war daher nur

zu prüfen? ob bei der Berechnung des UitwensChadensausgleichs

der Klägerin nach 5 40 a BVG idF des Zweiten Neuordnungs—

gesetzes vom 210 Februar 1964 — 2o NOG — (BGBl I 85) als
Durchschnittseinkommen ihres verstorbenen Ehemannes (Wo)

die Besoldungsgruppe A 16 einschließlich Ortszuschlag nach
Stufe 2 und Ortsklasse A des BBesG zugrunde zu legen ist

(vgl() hierzu @ 40 a Abs„ 2 und 4 ioVomo % 50 Abs„ 4 Sätze

2 und 5 und Abs() 7 BVG sowie 55 119 5 Abs° 1 und 6 Abs„ 1
der Verordnung zur Durchführung des % 50 Abs° 5 und 4 BVG

idF vom 500 Juli 1964 — BGBl I 574 — DVO aF —)o Das Dritte

Neuordnungsgesetz vom 280 Dezember 1966 (BGBl I 750) — 50

NOG „ und die DVO idF vom 28° Februar 1968 (BGBl I 194 =
DVD nF „) haben insoweit keine für die hier strittige

Rechtsfrage (@ 6 DVO) wesentliche Änderung gebracht°

Nach 5 6 Abs° 1 DVD aF und nF ist als Durchschnittseinkommen
das Endgrundgehalt einer der früher bereits erreichten Be—

rufsstellung angemessenen Besoldungsgruppe der Bundesbesol—
dungsordnung A des BBesG (also bis Besoldungsgruppe A 16)
zuzüglich des Ortszuschlages nach Stufe 2 und Ortsklasse A
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_des BBesG zugrunde zu legen? sofern nachgewiesen wird?

daß der Verstorbene in dem vor der Schädigung oder dem

besonderen beruflichen Betroffensein (aF) bzw° in dem

vor Auswirkung der Folgen der Schädigung (nF) ausgeübten

Beruf eine Stellung erreicht hat9 die durch die Vor=

schriften der %5 3 und 4 nicht ausreichend Berücksichm

tigung findet (aF) bzw° nicht ausreichend berücksich==
tigt wird (nF)° Diese Voraussetzung könnte im vorliew

genden Fall in Betracht kommen‚ da wo‚ wie es im Tate

bestand des angefochtenen Urteils heißt‚ ein monat“

liches Gehalt von 7509— RM zuzüglich einer Aufwandsentw

schädigung erhalten haben soll (im Verwaltungsverfahren

hat die Klägerin für Januar 1945 sogar ein Gehalt von

monatlich lo7l4;—— RM brutto und 10441920 RM netto bee
hauptet)„ Die von Wo bis zu seiner Einberufung inne—

gehabte Berufsstellung kann jedoch unter Würdigung der
tatsächlichen Feststellungen des LSG im Rahmen des 5 6

DVO nicht berücksichtigt werden° '

Wie der erkennende Senat im Urteil vom 60 Mai l969

(9 RV 548/67 - vgl° SozR Nr() 6 zu 5 6 der DVO zu 5 50
Abs„ 5 und 4 BVG vom 500 Juli 1964) bereits ausge«

sprochen hat? wird zwar in der Regel die zuletzt vor
der Schädigung innegehabte Position für die Berechnung

des Durchschnittseinkomüens nach @ 6 DVO maßgeblich

bleiben müssenc Die erreichte Berufsstellung muß aber

in ihrer sozialen und wirtschaftlichen Bedeutung bis

zur Schädigung fortbestanden haben„ Eine früher einmal

bekleidete Stellung kann insbesondere dann nicht mehr

‚Grundlage für die Berechnung des Anspruchs nach S 6
Abso l der DVO sein? wenn der Beschädigte sie nicht mehr
behaupten konnte? wenn er sie ZGBo durch eigene Schuld

nicht nur vorübergehend verloren hat und dadurch auch

in seiner beruflichen und sozialen Stellung abgesunken

ist; dasselbe gilt? wenn der Beschädigte aus nicht schä—

—
digungsabhängigen Gründen nicht mehr in der Lage gewesen
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ist? die früher einmal erlangte Stellung für die Dauer wieder

einzunehmen° In dieser Entscheidung ist zwar im wesentlichen

auf die Zeit 193 der Schädigung abgestellt worden; ähnliches

muß aber auch für die Fälle gelten? in denen die früher inne?

gehabte‚ aber nach dem 8° Mai 1945 verlorengegangene hohe Be—

rufsstellung im Dritten Reich allein oder überwiegend durch

parteipolitische Umstände erreicht worden ist„ Dieser Gesichts_

punkt ist bereits im Urteil des erkennenden Senats vom 170 März

1970 — 9 RV 528/68 — angedeutet worden° Demgemäß hat der 8°Senat

des BSG in seinem Urteil vom 29° Januar 1970 — 8 RV 425/69 —

zu 5 7 des Gesetzes zu Arto 151 des Grundgesetzes — Gesetz 151 —

ausgesprochen? daß eine Beamtenstellungj die infolge enger Ver«

bindung zum Nationalsozialismus und im Widerspruch zu beamten—

rechtlichen Vorschriften erworben worden ist? der Ermittlung

des Schadensausgleichs nach S 40 a Abs° 2 Satz 2 — 1„ Alter—

native — BVG nicht zugrunde gelegt werden dürfe? wenn sie im

Verfahren nach @ 7 Gesetz 151 unberücksichtigt geblieben sein

Das BVG kenne zwar keine versorgungsrechtlichen Sanktionen

wegen des Verhaltens eines Beschädigten oder Gefallenen im

Dritten Reich° Daraus sei jedoch nicht zu schließen? daß auch

in den Fällen, in denen der Verlust einer Berufsstellung ”aus—

geglichen" werden solle? darüber hinweggesehen werden müßte9

daß diese Stellung durch nationalsozialistische Unrechtsmaß»

nahmen erworben sei° Es sei nicht vorstellbar? daß der Ge—
setzgeber insoweit — im Widerspruch zu den anderen Kriegs—

folgegesetzen (vgl° @ 559 Abs° 1 des Lastenausgleichsgesetzes

und 5 69 Nr° 5 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes) — eine

Regelung habe treffen wollen? die die (beamtenrechtliche) Be—

vorzugung "alter Kämpfer" durch den Nationalsozialismus perpe—

tuiere und noch nachträglich honoriere° @ 40 a Abs„ 2 Satz 2

BVG „ 1„„Alternative — sei daher nach seinem Sinn und Zweck
sowie nach den erwähnten allgemeinen Rechtsgedanken dahin aus-‘

zulegen7 daß auch nach dieser Vorschrift eine wegen der Ver—

bindung zum Nationalsozialismus rechtwidrig erlangte Beamten—

stellung nicht zu berücksichtigen sei? wenn die Nichtberück—

_ 16 „
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sichtigung nach 5 7 des Gesetzes 151 von der hierfür zu==
ständigen und verantwortlichen Stelle bindend festgestellt
seic— Diese Entscheidung? der der erkennende Senat bereits

im Urteil vom ll° Juni 1970 — 9 RV 586/69 = zugestimmt hat?
betraf zwar einen nach 5 7 des Gesetzes 151 zu beurteilen«

den Fall; das gleiche muß aber auch dann gelten9 wenn? wie

der erkennende Senat im Urteil vom 110 Juni 1970 entschie—
den hat? die früher innegehabte Berufsstellung aus den

gleichen Gründen nach früherem Entnazifizierungsrocht un« ‚
berücksichtigt zu bleiben hat? oder wenn „ wie hier » nach
den FeststellUngen des LSG der Verstorbene bei gesunder

Rückkehr aus dem Kriege angesichts der durch den Zusammen“
brach des Deutschen Reiches gekennzeichneten (bedingten)

politischen und wirtschaftlichen Entwicklung in der Nach“
kriegszeit Wieder an seinen früheren Beruf als kaufmänni«

scher Angestellter hätte anknüpfen müssen5 weil eine seiner

letzten Tätigkeit entsprechende Verwendung in der Nach»
kriegszeit schon auf Grund seiner hohen Parteistellung

ausschied° Denn der Verlust einer durch die enge Verbine
dung zum NS—Regime erlangten hohen Angestelltenposition

muß der NiChtberücksichtigung einer wegen der Verbindung
zum NationalSozialismus erlangten hohen Beamtenstellung

nach 5 7 des Gesetzes 151 oder nach dem Entnazifizierungs«
recht gleiChgesetzt werden (vgl„ im übrigen zum Entnazifi«

zierunssrecht im LandBerlin: Verordnungsblattfür Groß»
Berlin vom 25„ Februar 1947 So 55 ff„) Abschnitt II? Art„ I
Nro 2? Arte III 0 II Nr° l (Nutznießer) und Arto IX Nro 5

und 4 SOWie Anhang "A"‚ Abschnitt II M Ziff() 10? II9 wo—
HeCh alle Leiter? Geschäftsführer usw° und sonstige Per—
sonen5 die auf die Geschäftsleitung einen maßgebenden Ein—
fluß hatten oder eine beaufsichtigende Tätigkeit ausübten3

soweit diese Personen Mitglieder der NSDAP waren? unter Um—
ständen zur Aburteilung als Belastete zu bringen und falls
für schuldig befunden9 zu bestrafen waren (Abschnitt II vor
A des Anhangs "A" — Verordnungsblatt aaO 50 40 bis 45)„
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Nach diesen Grundsätzen kann die von W° erlangte Position eines

Leiters der RAS bei der Ermittlung des Durchschnittseinkommens für

den Schadensausgleich der Klägerin nicht berücksichtigt werden? wesw

halb eine Anwendung des 5 6 DVD und damit die Zugrundelegung der Be»

soldungsgruppe A 16 BBesG im vorliegenden Falle nicht in Betracht

kommt„ Die im Tatbestand des LSG getroffenen Feststellungen9 ins«

besondere die Feststellung, daß der berufliche Erfolg des wo ”aus‘“

schließlich auf einer engen Bindung zum NS—Regime” beruht habe3’

und daß sich Wo mit der Übernahme seines Amts bei der RAS von sei—

nem ursprünglichen Beruf eines kaufmännischen Angestellten oder

Kaufmanns im Einzelhandel gelöst und sich der Parteilaufbahn an—

vertraut habe, in der er alsbald zu einem Aufstieg gelangt sei‚J

der ihm seinem ursprünglichen Berufsbild nach ohne Hilfe der NSDAP

"mit Sicherheit” nicht beschieden gewesen wäre? weshalb der über

den "Kaufmann" hinausführende Berufserfolg "ausschließlich durch

die Zugehörigkeit zur NSDAP geprägt" gewesen sei? lassen keine

ernstlichen Zweifel daran? daß der von Wo erlangte Berufserfolg

von der Existenz des Nationalsozialismus abhängig und ohne ihn

nicht zu behaupten war? damit also von vornherein den Keim des

Verlustes in sich getragen hat? und daß bei Aufrechterhaltung

dieser so gearteten Berufsstellung die Bevorzugung alter Kämpfer

oder alter Parteigenossen — nach den Feststellungen des LSG war Wo

seit 10 Mai 1950 Mitglied der NSDAP und wurde 1942 Reichshaupt—

stellenleiter und Abschnittsleiter der NSDAP — durch den National—

sozialismus “perpetuiert” und noch nachträglich ”honoriert" würdeo

Mit der Nichtberücksichtigung eines im Dritten Reich wegen der

besonders engen Verbindung zum Nationalsozialismus erreichten

außergewöhnlichen Berufserfolges werden keine Entnazifizierungs—
oder Sühnemaßnahmen nach dem Befreiungsgesetz in die Kriegsopfer—

versorgung eingeführt9 sondern es werden nur die aus dem Sinn und

Zweck des Schadensausgleichs sich ergebenden Grenzen der Ausnahme»

vorschrift des 5 6 DVD aufgezeigt° Im übrigen hat die vom erkennen—

den Senat für richtig gehaltene Auslegung des 5 6 DVG nicht zur
Folge$ daß die Klägerin von der hier strittigen Versorgungsleistung

nach dem BVG ausgeschlossen wäre° Vielmehr wird dem Schadensaus—

gleich der Klägerin das aus der Vorschrift des 5 5 Abs° 1 Buchst„ d
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DVO sich ergebende höchste Regel—Durchschnittseinkommen der
Leistungsgruppe II zugrunde gelegt (vglo auch das bereits ziw
tierte Urteil des erkennenden Senats vom 110 Juni 1970)0

Wie bereits erwähnt? besteht kein Streit darüber‚ daß die Klä—
gerin unter Zugrundelegung des nach der Regelvorschrift des 5 3
Abs„ 1 Buchst° @ DVO sich ergebenden Durchschnittscinkommens
keinen AnsPruch auf Schadensausgleich nach 5 40 & BVG hate Sollm
te der Klägerin nach 5 5 DVO idF vom 280 Februar 1968 ein Schu=

-deneausgleich zusteheng was das LSG nicht festgestellt und die
Revision auch nicht behauptet hat3 so mag die Klägerin einen
entsprechenden Antrag stelleno Die hier streitige Frage? ob eine
günstigere Einstufung des Wo nach der Ausnahmevorschrift des
5 6 DVG in Betracht kommt? war jedenfalls aus den obigen Gründen

zu vermeinen? weshalb die Revision der Klägerin als unbegründet
zurückgewiesen werden mußteo
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